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In Secheni

Verkündet
_ .

am 26° November 1964' 7 Klägers und Revisionsklägers,

0 :) a n 9 0 O o o 0 0 v o a w o 0 0 e 6 ° 9 o 0 ’

Be}:legten und Rev1310nsoeklagten,

hat der 9. Senat äee Bundes$ozial$ejiohts auf
die'

mündliéhe Verhandlung vom 260 November 1964,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. W e 1 B
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„‘M-a i’s c h und

Bundesrichter S c h i n'd l elr
als weitere Beruferichter,

Bundessozialrichterin R e 1.1 f
_

und

Bundéssozialrichterin B exe k_e r'
- als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkann

Auf die Revision des Klägers werden'äie_Urteile des
Landeesozialgerichts Niedersaoheen vom 7. ?ehruar
1963 und des 8015algerichts Hannover von 13 Sep—
tember 1961 sowie die Besckxeide der Beklagten vom
15. Juli 1959, 27 Oktober 1959 und 25. Novemoer
1959 au gehobén°

\
’

Der Beklagte wirä dem Grunde naeh verurteilt, die

Geeundheitsstörungen, die der Kläger durch sie Ex—
p10310n vom 6. Oktober 1945 erlitten hat, als Schä—
digungsfolgen im Sinne äee @ 1 des Bundesversoru
guhgsgeset2es anz uerkennen und dem Kläger hierwegen
ab 1. Juni 196g Versorgung zu gewähren°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten sämtlicher Täechtszüge zu eretatnen„

V o n 3 e c h t’e w e g-e n .

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9.3..M..9-..3.
.

Der Kläger erlitt 1945 als ? 1/2—jähriger Junge durch einen
Sprengkörper eine schwere Schädelverletzung mit Verlust des

rechten Auges. Versorgungsansprüche nach @_5Abs; 1 Buchst.

e des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) wurden mit Bescheid

vom 15. Juli 1959 abgelehnt und Leistungen im Wege des Här—

teausgleichs versagt. Durch weiteren Bescheid vom 27. Ok—v

tober 1959wurde dieser Bescheid, soweit über den Härteeus—
gleich entschieden werden war, aufgehoben. Das Versorgungsf

amt berief sich außerdem auf die Versäumung der Anmeldefrist°

Widerspruch (Bescheid Vom 25. November 1959) und Klage (UrtQi

des Sozialgerichts —SG—vom 13. September 1961) blieben er—‘
folglos. Die Berufung des Klägers wurde durch Urteil des
Landesscziälgerichts (LSG) vom 7. Februar 1963 zurückgewie—

sen. Der Kläger habe die Frist des 5 56 BVG nicht eingehal—

ten. Die Voraussetzungen des @ 57 BVG seien nicht erfüllt;'

da sich die Beschwerden nicht verschlechtert hätten und der

Kläger_den Antrag nicht binnen sechs Monaten nach seiner

Übersiedlung in das Bundesgebiet (10.9.1957) gestellt habe„
i

Für die Zeit ab 1. Juni 1960 sei der Versorgungsanspruch

nicht begründet. Das LSG stellte fest, daß der Arbeiter.

JäE■■%üä (J.) am 6. Oktober 1945 auf dem Gut Pottengcw einen

Sprengkörper, wahrscheinlich eine liegengebliebene russische

Panzergranate, aufgefunden habe, diesen aufgenommen und daran

mit einer Feile hantiert habe, um den herumstehenden Kindern,

zu denen auch der Kläger gehörte, den Sprengkörper zu demon—

strieren. Die Behauptung, die Explosion sei beim Verladen

von Munition durch russische Soldaten eingetreten, sei nicht_

erwiesen. Für die Beurteilung des Ünfalls als Versorgungs—

tatbestend im Sinne des 5 5 Abs° 1 Buchst. e BVG kämen einer5

seite der kriegseigentümliche Gefahrenbereich, der durch das
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Herumliegen des Sprengkörpers bedingt war, andererseits

das Han-tierenfadesmä’£äti*fihm$in Beir‘ächt'; —:séhlié-ßlich“
auch die Tatsache, daß der Kläger sich nicht aus dem Ge—

fahrenbereich entfernt hatte. Der letztgenanhte Umstand

müsse allerdings von vornherein als Ursache zurücktreten,

weil das Verhalten des damals 7 1/2—jährigen Klägers im
Hinblick auf Alter und geistige Eniwicklung nicht als

rechtserheblich angesehen werden könne° Es entspreche

der Lebenserfahrung, daß ein 7 1/2—jähriges Kind die Ge—

fahr, die das Hantieren an einem Sprengkörper auch für

Umstehende birgt, nicht zu erkennen vermöge. Entscheidend

sei daher, ob das Herumliegen des Sprengkörpsrs und das

Hantieren daran durch J. die wesentlichen Ursachen für

die Verletzung des Klägers gebildet haben. Die Gefährlich—

keit eines Sprengkör@ers, der im letzten Weltkrieg für mi-

litärische Zwecke bestimmt war, könne nach der vom LSG

;ebilligten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)
‚nicht mehr als "kriegseigentümlich" angesehen werden, wenn

außerhalb des Kam5fgeschehens eine verantwortliche Person

einen solchen Sprengkörper an sich bringe und an ihm in

?enntnis seiner Gefährlichkeit hantiere. Das sei hier der

Fall, J° sei zur Zeit des Unfalles über 50 Jahre alt und

ehemaliger Soldat gewesen° Man dürfe davon ausgehen, daß

ihm als früheren Angehörigen einer Infanterieeinheit Spreng-

körpcr dieser Art, gleichgültig ob es sieh um eine Panzer-

granate oder um eine Mine handelte, bekannt waren und daß

er auch die Gefährlichkeit des Hentierens mit einem solchen

Sprengkörper erkannt habe, Dafür spreche vor allem die

eidesstattliche Versicherung des Zeugen be; „ die dieser

im August 1960 dem SG gegenüber abgegeben habe, .Hiernach

sei der Senat davon überzeugt, daß die Explosion sich nur

deshalb ereignet habe, weil J, in außerordentlich leicht—

„4...
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sinniger Weise mit dem Sprengkörper umgegangen sei, insbe—

sondere, ihn mit einer Feilé bearbeitet habe° Die gesamten

Umstände sprächen dafür, daß J. die Gefahr erkannt und die
Explosion in Kauf genommen

habe° Sein Verhalten überrage

den durch das Herumliegen des Sprengkörpers begründeten

kriegseigentümlichen Gefahrenbereich derart an
Bedeutung,

daß es allein die wesentliche Bedingung für die Explosion

und die Verletzung des Klägers darstelle. ‘

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt der Kläger Vor—

letzung der Sachaufklärungspflicht und Verstöße gegen 5 128

des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —.
‚Den Bekundungen des

Zeugen Lsr Eései eine zu große Bedeutung beigemessen wor—
Vden„ Aus seiner Darstellung müsse gefölgert werden, daß er

in den Handlungen des J° keine Gefahr gesehen habe; denn er
habe nichts getan, um die mehreren Jungen in einen ausrei—

chend sicheren Abstand von J„ zu bringen oder J° von seinem

Tun abzuhalten. Diese Schlußfolgerung sei von den Verin—

stanzen nicht gezogen werden° Wenn schon Le %‘keinerlei

Gefahren befürchtet habe, so könne dem Kläger das Verhalten

des J° nicht zugerechnet werden° Es stehe nicht einmal fest,

daß J° den von ihm gefundenen Gegenstand als Sprengkörper

erkannt habe° Dagegen spreche, daß kein erwachsener Mensch

ohne Grund sich wie ein Selbstmörder verhalte; erst recht

könne nicht davon ausgegangen werden, daß ein Erwachsener

Kinder absichtlich in Lebensgefahr bringe° ‘Man.müsse daher
entgegen der Ansicht der Instanégerichte

zu dem Ergebnis kom—

men, daß J. die Gefährlichkeit des von ihm gefundenen Gegen—

standes nicht erkannt habe° Es könne auch nicht angenommen
werden, daß J° bei Anwendung der von ihm zu erwartenden Sorg—

falt die Gefährlichkeit des Gegenstandes erkennen mußte. Da—

zu bedürfte es einer heute nicht mehr möglichen Aufklärung,

welcher Art der Gegenstand gewesen sei" Die im letzten Krieg

_ 5 ,
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zum Einsatz gelangten vielen Arten von Sprengkörpern

wiesen sehr verschiedene Gefahrenstufen einer Explosi—

onegefährdung auf‚ Wenn sich die Art des Sprengkörpers

und auch dessen Gefähr1ichkeit nicht aufklären lasse,

müsse zugunsten des Klägers davon ausgegangen werden,

daß J„ die Gefährlichkeit nicht erkannt hat. Es stehe

ferner nicht fest, ob die angebliche Warnung des Russen

von J° als solche verstanden wurde. » In rechtlicher

Hinsicht müsse bei einer absichtlich herbeigeführten

Schädigung auf das Verhalten des Beschädigten « und nieht

des J° — abgestellt werden. Der Kläger beantragt, das

Urteil des LSG abzuändern und entsprechend den Schluß—

enträgen des Klägers in der Berufung31nstanz zu erkennen°
“Der Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu

verwerfen, hilfsweise sie als unbegründet zurückzuwéisen‚

Verfahrensmängel nach den @@103 und 128 SGG seien nicht

ersichtlich°

Die Revision ist fristv und formgerecht eingelegt und

begründet werden (@@ 164, 166 SGS). Die nicht vom Kläger,

sondern von Gerhard Den ' unterzeichnete Vollmacht auf

den Prozeßbevollmächtigten des Klägers ist mit Rücksicht

auf die vom Kläger im Berufungsverfahren erteilte allge—

_ä.vcm 7. Februar 1963 nicht zu
aneine Vollmacht auf Dem

beanstenden. Die Revision ist auch etatthaft, de der Klä—

ger einen wesentlichen Yerfehrenemengel gerügt hat, der

vorliegt (5 162 Abe„ 1 gr, 2 SGG)o

Zutreffend rügt die Revision, die Bekundungen des Zeugen

Li■f■ä seien nicht zutreffend gewürdigt werden. Das Tat—
eechengericht hätte aus dessen Verhalten und aus der Erwä—

gung, daß ein erwachsener Mensch sich nicht ohne Grund wie
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ein Selbetmörderverhalte und kleine Kinder nicht absicht—
lich in Lebensgefahr bringe, echließen müssen, daß J„ den
von ihm gefundenen Gegenstand nicht als Sprengkörper er—
kannt habe.\ Angesichts der heute nicht mehr eufzuklärenden
UngeWißheit über die Art des Gegenstandes sei auch die Fest—

stellung nicht möglich, daß J. bei Anwendung der zu erwar—

‘tenden Sorgfalt dessen Gefährlichkeit erkennen mußte;

Damit hat die Revision in noch ausreichender Form eine Ver—

letzung des 5 128 SGG gerügt° Bei Prüfung der Frage, ob das
Verfahren des LSG an einem wesentlichen Mangel leidet, is

von dessen Sachlich—rechtlichem Standpunkt auszugehen (BSG
2, 87). Das LSG hat den Anspruch des Klägers vorneint, weil

die durch den Sprengkörper bedingte Gefahr ihre Kriegseigen—

tümlichkeit dadurch verloren habe‚*daß J° an ihm in Kenntnis

seiner Gefährlichkeit hantiert habe„ Es hat angenommen,
kdaß J„ als früherem Angehörigen einer Infantieriecinhcit

"Sprengkörper dieser Art" bekannt gewesen seien und daß er

auch dié'Gefährlichkeit des Hantierens mit einem solchen

Sprengkörper erkannt habe° Dadurch, daß er ihn in außer—
ordentlich leiehtsinniger Weise mit einer Feile bearbeitet

habe, habe er die wesentlicme Bedingung für die Explosion
und_die Verletzung ge30haffen„ Die hiernach für die Ent—

scheidung des LSG wesentliche Eestatellung, J° sei der Spreng—

körper bekannt gewesen,'er habe die Explosionsgeféhr erkannt

und die Explosion in Kauf genommen, ist nicht in verfahrene—

rechtliCh einwandfreier Weise und demnach unter Verstoß gegen

@ 128 SGG zustande gekommen°

Das LSG hat nicht festzustellen vermocht, um welche Art von
Sprengkörper es sich gehandelt hat. Es spriCht einaäl von

einem Sprengkörper, wahrscheinlich einer russischen Pe zer—en

granate, und läßt es an’anäerer Stelle 0 fen, ob es eine
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"Penzergranate oder eine Mine" gewesen ist. Wenn das LSG

die Feststellung treffen wollte, daß J. ein Sprengkörper

dieser Art bekannt gewesen sei, so hätte es dertun müssen,
weshalb J° in dem gefundenen Gegenstand einen gefährlichen

Sprengkörper erkennen mußte, etwa weil seine Form oder sein

Aussehen auf einen ihm bekannten Sprengkörper eindeutig

schließen ließ, Hierzu hat das LSG aber nichts festgestellt.
..Seine allgemeine Beßzugnahme aufn ie Bei: Mndu g des Zeugen

„ % vom August 1960 kann diese fe111ende Feststellung

nicht ersetzen. Aus den Angaben dieses Zeugen ergab sich

zwar, äaß J. "einen Sprengkörper gefunden" hatte und daß er

den um ihn stehenden Jungen zeigen wollte, wes.derin ent—

halten war. Da nähere Angaben über die Erkennberkeit der

Gefahr des Gegenstandes fehlen, muß angenommenweräen, daß
eßden AusdruCk Sprengkörper im _wesentlichen nur ver—

wenäet hat„weil er sich später durch die Enplosien als

ein Solcher erwiesen hat. Nur so ist es auch erklärlich,

fdaß nähere Angaben über die Art des Sprengkörgers fehlen;’

hier heißt es nur, es habe sich um einen Gegenstanä gehan—

delt, der ungefähr so groß wie eine Männerfsust, an einem
Ende flach und nach oben hin Zugespitzt gewesen sei. Da

der Körper somit weder granaten- nach minenähnlich war,

läßt das Urteil des LSG nicht hinreichend erkennen, inwie—

fern der Gegenstand wegen seiner Form in dem ch LSG enge—

ommenen Sinne veräächti. war und woran der nach der Ex—

plosion verstorbene J. ihn als Sprengkörper erken_z*ien mußte‚

Bereits hierin li egt ein Verstoß gegen @ 128 SGG;] Anderer—
seits sind aber auch, wie sie Revision zutreffend verträgt,

Mmstände ersichtlich, die zwingend gegen die Annahme spre—

chen, Jo habe die Gefährlichkeit des Sprengkörpere erkannt

und die Explosion in Kauf 3 -nommen. Wäre sich J. über äie

Gefahr im klaren gewesen, so hätte-er nach der Lebenserfah—

rung nicht mehrere Jungen um sich herumstehen lassen und

—18
_
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ihnen gesagt, jetzt kämen Spielsachen vom Veihhachtsmenn

zum Vorschein. Er hätte auch nicht mit der Feile ch'l

»,bekundete, etwa
zehn Minuten lang„ Wäre ihm die Gefahr—bewußt gewesen, so,

.hätte er sich absichtlich während dieSGr vérhältni$mäßig

langen Zeit einer sicheren Bodesgefahr aus gesetzt° Ein
solches Verhalten könnte nur dann als einigerme Ben der Le-
senserfshrung entsPrechend

angenommen werden, wenn T, sich

selbe c‘t hätte töten oder schwer verletzen wollen„ Eine sol«

che Absicht hat das LSG nicht festgestellt. Die vom LSG

gezogene Schlußfolgerung wäre vielleicht noch gerechtfer—

tigt gewesen, wenn J. aus gehörigem Abstanä oder durch Ein—

haltung eines Mindestmaßes an Vorsicht auf ien Gegens tsnä

eihgewirkt hätte oder wenn in anderer Weise seine Erwartung,
es könne eine Explosion auftreten, zum Ausdruck gekommen

wäre„ An solchen Anhaltspunkten fehlt es° Somit Wird die
Fe3tstellung des LSG, J° habe die Gefährlichkeit des Spreng—

körpers gekar nt und die Explosion in Kauf genommen, durch

die von ihm ermittelten tatsächlichen Umstände nicht aus—

reiCh8nd gestützt; sie ist deshalb unter Verletzung desv

% 128 SGG zust 1nde gekom me Damit ist auch der Feststel—

lung, J„'hahe sich auBero ro€entlich leich innig Verhe ten,

die Grundlage entzogen,

Dieser VerfahrensVeretcß macht die Revision stetthaft; sie

ist aueh begründet, da nicht auszuschließen ist, daß das
LSG bei verfahrengrechtlich einwandfreier V.rc1fuh« des

gesamten Verfahrensergehnisses zu
einer'änderen'3ntscheidung

gelangt wäre„_ Daher ware n des ange10eht he Urteil und

seine Feststellungen, so„eit sie mit Erf eig beahstr nJet

wurden, aufzuheben„

Der Senat konnte in der Sache selbst entscheiden,'da die

übrigen tatsächlichen Feststellungen de s LSG ausreichen,

„ 9 ;
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um über den Anspruch des Klägers eine Entecheiäung zu treff

fen und eine weitere Sachaufklärung'nicht_in Betracht kommt.
Fachdem die Feststellungen des LSG über äes Fehlen äer Vor—

aussetzungen des @ 57 BVG von der Revision nicht angegriffen

und daher für das BSG bindend sind (@ 163 SGG , war nur zu
prüfen, ob der Anspruch des_Klägere vom Zeitpunkü äes‘Wegé

falls der Fristvorschriften äer @@56, 57 BVG an, d.}, ab

1° Juni 1960, begründet ist. Dies war zu bejahen.‘ V

lach @ 5 Abe, 1 3uehet. e BVG gelten als unmittelbäre Kriegs—

einwirkungen 1.8. des % 1 Abs. 2 Buchst. & BVG nachträgli—

che Auswirkungen kriegerischer Vorgänge, die einen kriege—

eigentümlichen Gefe.hrenbereichhinterlassen haben. 3as LSG

“.at zufreffend das Verhalten äes ? 1/2—jährigenKlägers, der
nach der Lebenserfahrung die besonderen gefahren, die das

’nntieren mit einem Sprengkörper mit sich bringt, nicht 2

erkennen vermag, als rechteunerheblich ausgeschieden, Es hat

ferner in dem Herumliegen des Sprengkörpers zutreffend einen

kriegseigentümlichen Gefehrenbereich i.3. éieser Vorschrift

erblickt (Vgl.° BSG in SOBRBVG % 5 Ca 1 Nr. 1), diese Gefahr

aber deshalb nicht als wesentliche Bedingung für die Explö—

sion und ihre Folgen angesehen, weil_J. außerhalb des Kampf—

geschehene als veranäwortliche Fersen an äem Sprengkörper

in Kenntnis seiner Gefährlichkeit hentiert habe und sein Ver—

halten daher d n kriegseigentümlichen Gefehrenbereich derart

an Bedeutung überrage, daß es allein die wesentliche Bedin—

gung für die Explosion und die Verletzung des Klägers gewesen

sei° Diese letzten Erwägungen eine nicht frei von Rechts-

irrtum; sie sind insbeeonäere nicht geeignet, den kriegs—

eigentümlichen Gefahrenbereich als wesentliche Ursache oder

Titursache äes Unfalls auszuscheiäen. äach■äer in äer Kriegs—

apferverecrgung geltenden Kausalitätsnorm sind bei der Prüfung

..10...
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des ureächlichen Aueamnenhango als Ursachen im Rechtssinne„

diejenigen Einzelbedingungen
zu erachten, die wegen ihrer

besonderen Bexie nungen zum Erfolg zu dessen Eintritt we—
sentlich mitgewirkt haben (vgl.° BSG

,
151)° Haben meh—

rere Umstände (hier d.ie ?r1eoseieentdn11chc Gefahr und dass

Hentieren des J„ an de:a Sprengkörper) zu einem 'rfolg bei—

getragen7 so sind sie dann rechtlich nebeneinanderstehcnäé

Mitursachen„wenn sie in ihrer Bedeutung und 1ragvcite für

den Eintritt des Erfolgs annähernd gleichwertig sinde"Nur

wenn einem der Umstände gegenüber den anderen eine über;

ragende Bedeutung zukommt, 'st dieser allein Ursache im

Rechtssinne (BSG1, 157)° zu Unrecht hat das LSGin dem
Hentierenides J° an dem Sprengkörper einen überragenden

Umstand und die alleinige Ursache der schweren Verletzung

des Klägers erblickto

Wie des BSG bereits entschieden hat, ble_ibt das Herumlic—

gen eines sprengkörpers auch dann noch ein l:rieg geeigcntüm—

licher Gefahrenbereich‚i.St des @ 5 Abs„ 1 Buchst° e BVG,

wennsz ein Jugendlicher dessen Gefährlichkeit nicht era

kennt
und

so mit ihm umgent, daß er
explodiert und einen

anderen v
rletzt„ Bei der Prüfung; ob der kriegseigen—

tümliehe Gefahrenbereich als Ursache — oder Hitursache_7
V

des schädigenden Ereignieses anzvsehen ist,.sind alle Um—

stände des Einzelfalls abzuwäg en„_ Durch Fahrlä. sigkeit

des Handelnden wird die Rechtserhéhlichkeit des Gefahren—

bereiehs nicht ohne weiteres ausgeschlossen (BSG 6, 188)„

Das LSG hat diese Entscheidung zwar berücksichtigt, ihren

Inhalt aber nicht vollständig gewürdigt.. Seine Ausführunä

gen, daß die Gefährliehlceit eines Spre11€gkörp_ers nicht mehr

als "kriegseigentümlieh" enggesehen .werden kmonn; wenn außer—

halb des Kampfges ohehens eine verantwortliche Pers;on einen

solchen Sprengkörper an sich bring _;t und
an ihm in Kc„ntnis
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seiner Gefährlichkeit hantiert, stehen bis dahin in Ein—

klang mit dieser BSG—Entscheidung; den sehr wesentlichen

Schluß des Satzes: "und in der Absicht verwendet, durch

seine Sprengwirkung Schaden anzurichten“ hat das L”G 3——

doch weggelassen und nicht berücksichtigt (vgl. BSG 6, 191)„

Daß bei J° eine solche Absicht bestanden natte‚ hat weder

das LSG festgestellt, noch ist ein Anhalt dafür gegeben°

Das LSG hat ferner den am Schluß der BSG*Entscheidung er—

örterten wesentlichen Geeiehtspunkt übergangen: daß nämlich.

ein gewisses Maß von Schuld des Dritten an dem von ihm mit—

verureachten Vorgang nicht aüsreicht,
um den Tatbestand

des 5 5 Abs. 1 Buchst. e BVG zu verneinen (aaO 6, 192). In

dem dort entschiedenen Felle hatte der Jugendliche ein gr*—

natähnliches Geschoß einige Meter in Richtung auf einen an—

deren geworfen, wobei es explodierte und diesen tötete; der

Jugendliche war hierwegen der fahrlässigen Tötung für schul«

Rig befunden werden° Das BSG hat trotz etrefrechtlicher

ihndung die Schuld des Dritten als "gering" angesehen, d.ho

313 ein Verhalten gewertet, des die kriegseigentümliche Ge—

fahr des Sprengkörpers nicht beseitigt hat„ Das LSG konnte

sich bei gebührender Würdigung dieses Urteils zur Verneinung

des Versorgungsanspruchs des Klägers nicht auf diese BSG-

Entscheidung berufeno Dasselbe gilt für die weitere, vom

l'SG zitierte Entscheidung des BSG—ie SozR eve €;»5 Ca 15 Mm
290 Denn hier ist entschieden, daß der kriegeeigentümliche

Gefahrenbereich bei Abwägung der Bedingungen für den Eintritt

des Erfolge im Einzelfall auch denn, wenn der Beschädigte

eivil— oder strafrechtlich schuldhaft gehandelt hat, an Be—

ieutung derart überwiegen könne„daß allein dieser Gefahren—

bereich die wesentliche Bedingung und damit die Ursache i.S°

des Versorgungerechts darstellt°

fach diesen vom LSG nicht hinreichend beachteten Grundsätzen;.

war im vorliegenden Fall die kriegseiqentümliche Gefahr des1
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Sprengkörpers als wesentliche Bedingü■g‘des Unfalls zu
werten; das Verhalten des J. war demgegenüber nicht ven

so überragender Bedeutung, daß es allein als Ursache im
Rechtseinne zu gelten hätte. Zwar waren äie Personen,

die in den b_eidenzitierten BSG—Entscheidungenmit spreng—
körpern hantiert hatten, jüngeren Alters (16 ozwo 14 1/2
Jahre) gewesen. Damit _1st jedoch nicht zum Ausdruck ge—

bracht worden, daß das mitv1rkende Verschulden eines Er—

wachsenen stets genüge, um den kriegseigentümliehen Ge—
fahrenbereich als rechtlich wesentliche Bedi■güng auszue

schalten; vielmehr sind‘gllg Umstände■esEinzelfallcs
abzuwägen (vgl BSG6,188). Der Ums■and,däß J. nach
den Feststellungen des LSG démals über 30 Jahre alt und

früher Soldat war, genügte s0mit noch n1chu,
um wegen

seines Vérhaltens bereits den Tatbestand des %‘5 Absc 1"

Buchst° @BVG zu verneinen„ Aus den festgestellten Im—

ständendes Unfalls ergibt sich zwar die‘Möglichkeit eines
unvoreichtigen Verhaltens‚aber nicht der Nachweis eines‘

derart schwerwiegenden Verschuld_en3'des‘ä_.‚ déß hierin

die alleinige new° rechulich wes entliché Ursache der Schä—

digung erblickt werden müßte‚ Da sich der_Ünfall zudem_
verhältnismäßig kurze Ze1u nach dem 3usämmennruch, nach_

im Jahre 1945, ereignet hat und- kein Anhalt dafür besteht,

daß die Bevölkerung durch frühere vergleiéhbare Unfälle

gewarnt werden war oder die Polizei sich
zu SChutzmaß—

nahmen veranlaßt gesehen hätte; muß die in dem nicht ein—
deutig seiner Art nach festgestellten Gegenstand verbor—

gene kriegseigentümliche Gefährlichkeit des Sprengkörpers

als überragende, zumindest aber als wesentlich mitwirkende

Bedingung für den Eintritt des Erfolgs gewertet werdeno

Sonach ist die Verletzung des Klägers durch die nee? räg—

liche Auswirkung kriegerischer Yorgänge, die einen kriegs—

Qigentümlichen Gefahrenbereich hinterlassen haben, zumin—

dest wesentlich. mitverursacht werden, weshalb der Ta.thestend

des 5 5 Abs1 Buchst‚ e BVG erfüllt ist.
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_ 33 _

Demgemäß war der Beklagte dem Grunde näéh (vgl. @ 130 SG?)

zu verurteilen, die Gesundheitsstörungen‚ die der Kläger

durch die Explosion vom 6. Oktober 1945 erlitten hat, als

ßchädigungsfolgen 1.8. des @ 1 BVG anzuerkennen unü dem

Kläger hierwegen ab 1. Juni 1960 Versorgung zu gewähren°

Eine weitergehende Entscheidung konnte noch nicht getroffen

werden, da die Versorgungsbehörde zunächst die Möglichkeit

erhalten muß, die dürcä die Explosion verursachten Gesund—

heitsstörungen festzustellen und hiernach das Maß der zu
gewährenäen Versorgung zu bestimmen°

■ie Kostenentscheidunp beruht auf 8 193 SGG.:) v
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